
_Bundessoziägericht

: 5.-9„, ‚. 22123-.-
.-

Verkündet am
134° Fehr° 1975

RegHauptsexretär
als UrkBeamter

der GeschStelle

lin Namen des Volke-s.."

Urteil

in dem Rechtsstreit

1) Königreich Belgien,

2)

3l

_ - _
Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: '

g e g e n

Berufsgenossenschaft für Feinmechanik'
und Elektrotechnik, '
Köln—Bayenthal, Oberländer Ufer 130,

'‚Beklagte und Revisionsbeklagtec

Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 13° Februar 1975 durch

den Vorsitzenden Richter Dr„‘ M_a i s c h , die
Richter 5 c‚h r o e d e r — P r_i n t z e n

Und .T h o m a s und die ehrenamtlichen Richter.

M e y e r. und K r i e g für Recht erkannt:

1° Die Revision der Kläger gegen das Urteil des

Lahdessozialgerichts für das Land Nordrhein—
Westfalen vom 21° November 1972 wird zurück—

'_gewiesen„‚
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2° Die Beklagte hat den Klägern Kosten des Revisions—

verfahrens sowie des Verfahrens vor dem Europäischen

.Gerichtshof nicht zu erstatten;

Die von
den in Belgien wohnhafteh Klägern zu 2) und 3)

‚begehrte Elternrente aus der gesetzlichen Unfallversiche—

rung wurde mit Bescheid der Beklagten vom 22° Januar 1968
abgelehnt" Das Sozialgericht (SG) Köln hat durch Urteil

vom 5° Juni 1972 die hiergegen erhobene Klage als nicht

begründet abgewieseno Die Rechtsmittelbelehrung lautet

dahin, daß die Berufung beim Landessozialgericht (LSG)

des Landes Nordrhein-Westfalen innerhalb eines Monats

„
nach Zustellung des Urteils schriftlich oder zur.Nieder—

„schrift des Urkundsheamtén der Geschäftsstelle eingelegt

werden könne und die Berufungsfrist auch gewahrt sei, '

wenn die Berufung innerhalb der Frist mündlich zur Nieder-

schrift des Urkundsbeamteh der Geschäftsstelle des SG in

Köln erklärt werdeq ' "' ' '

'Eine Ausfertigung dieses urteils ist den Prozeßbevoll—

mächtigten der Kläger zu l)'— 3), deren Kanzlei sich in

Kölnbefindet,'mit Empfangshekenntnisam1°August1972

’
zugestellt worden.' ' ' ' " )' '

Der Kläger zu 1) hat mit Schriftsatz
vom 30 August 1972,

der an das LSG Nordrhein-Westfalen in Essen gerichtet ist,“

Berufung eingelegt und den Schrift3atz bei dem Ministerium'
‚'für Soziale Vorsorge in Brüs$el —.als der belgischen Ver—

‘ bindungsstelle —
eingereiCht. Dort ist der Schriftsatz

des Klägers zu 1) am 31 Augüst 1972 eingegangen„ Die

Verbindungsstelle hat mit Begleitsdhreiben vom. 1 Septem—
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ber 1972 den Schriftsatz an die
Bergbau—Berufsgenossenschaft

in Bochum —
deutsche Verbindungsstelle — übersandt, wo er am

'5, September 1972 eingegangen iSt; diese hat ihn mit Ver—

fügung vom 6, September 1972 an das LSG Nordrhein—Westfalen
weitergeleitet° Bei diesem ist die RechtsmittelsChrift am
7„ September 1972 eingegangen.

-Das LSG hat durch Urteil vom 21" November 1972 die Berufung

.
als unzulässig verworfen. Die Kläger haben dagegen die zuge—f

lassene Revision eingelegt, mit der sie geltend machen, daß

der Eingang des Schriftsatzes bei der belgischen Verbindungs-

stelle die Berufungsfrist gewahrt habe° Sie beantragen,

»_das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
die Vorinstanz zurückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt,

„die Revision zurück2uweisen;

Die Beteiligten haben sich zunächst mit einer Entscheidung

ohnemündlicheVerhandlungeinverstanden erklärt (5 124
Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)„

Mit Entscheidung vom 15° Mai 1974 hat der erkennende Senat
_‚daraufhin unter Hinweis auf Art° 177 des Vertrages zur Grün—

dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie EuGH 15,

125, 135; 16, 1197, 1206 beschlossen:-' „„

71° Das
Verfahren

wird bis
zur

Vorabentscheidung

[des Gerichtshofes der Europäischen Gemein—

schaften (EuGH) über die nachstehende Aus-

legungsfrage ausgesetzt. "" ' ”

-2° Der EuGH wird
angerufen,

vorab uber die fol—

* gende Rechtsfräge zu entscheiden: '

,Ist Artikel 47 der VO Nr° 3 des Rats
der
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Europäischen Wirtschaftsgemeinsehaft über die

‚Soziale Sitherheit der Wanderarbeitnehmer

(EWG—VONr. 3) dahin auszulegeh, daß "ent—
sprechende Stelle eines anderen Mitgliede

"staats" auch eine Verbindungsstelle (s° Art. 3

-und Anhang 4 der VO Nr° 4 zur Durchführung und
_Ergänzung der EWG-VONr‚ 3) dieses "anderen

—Mitgliedstaats" sein kann (hier das Ministerium-

‘ für soziale Vorsorge, Brüssel), bei der "in An—
‚ wendung der Réchtgvorschriften eines Mitglied;

staats"
zur Wahrung der Rechtsmittelfrist ein“.

Rechtsmittel (hier Berufung nach den 5%143,
1151 SGG) eingereicht werden Kann ? “"

Wegender weiteren Einzelheiten wird auf die Gründe dieses
_Beschlusses verwiesen. Der EuGH hat mit Urteil vom 3° Dezem—

ber 1974 wie folgt entschieden:

. a) Eine
Verbindungsstelle,

wie sie in Artikel 3
' der Verordnung Nr° 4 vorgesehen ist, kan n

auch dann als eine entsprechende sonstige

_l-Einrichtung im Sinne von Artikel 47 der

°*_ Verordnung Nr. 3 angesehen werden, wenn es
' ‚um die Einlegung eines Rechtsmittels geht.

'b) von Ausnahmen abgesehen kann dieser Artikel_»':'

3„'keine Anwendungfinden, wenn der Betroffene
'” in dem Mitgliedstaat, dessen Rechtsvorschrife‚

lten-anzuwenden sind, wohnt oder dort für die':
Einreichung seiner Anträge, Erklärungen oder

Rechtsmittel durch einen Bevollmächtigten‚.

zum Beispiel einen Rechtsanwalt, Vertreten

ist„

Äufvdie-Begründung dieSes Urteils wird Bezug gendmmen.i

t DanaCh haben die Kläger mit Schfiftsiatäifömé8° Januar
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1975 vorgetragen, im vorliegenden Fall sei nicht Art° 47 der

EWG—VONro„3 und Art° 3 der VO Nr„ 4, sondern Art° 49 des *

Allgemeinen Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und dem Königreich Belgien vom 7 Dezember 1957‘anzuwendens

Die deutsche Übersetzung sei gegenüber dem französischen Text

des Art, 49 insofern unrichtig, als es statt "oder einer

anderen Einrichtung" (d' une autre institution} "einer qlgigp;
é££i£££ Einrichtung" heiße° Der französische Text des Alt 49

sei dem des Art° 47 der EWG—VOnicht ähnlich

Dem imäSchreiben der Kläger Vom 12° Februar 1975 gestellten‘

Bventualantrag, den Termin vdm 13° Februar 1975 zu vertagen,

brauchte nicht entsprochen zu werden, da die Beklagte mit

Rücksicht auf die Verhinderung des Prozeßbevollmächtigten

der Kläger von Ausführungen im Termin abgesehen hat und da—

mit Nachteile, wie sie in Absatz 2 des Schreibens vom ,
12‚ Februar 1975für den Fall einer Entscheidungnachmünd—"
licher Verhandlung angedeutet sind, nicht zu befürchten sind°

Die durch Zulassung Statthafte Revision ist nicht begründet„”
Die Auffassung der Revision, die nach deutschem Recht un—
'streitig versäumtc Berufungsfrist müsse als gewahrt ange-

sehen werden, weil die Berufung noch rechtzeitig bei der.
belgischen verbindungsstelle eingegangen sei, trifft nicht

ZUo

Der erkennende Senat hat bereits in Seinem Be3chluß vom

15° Mai 1974 ausgeführt, daß Art° 49 des Allgemeinen deutschév
belgischen Abkommens — entgegen_der Auffassung des LSG -
nicht anzuwenden ist, weil dieser Artikel im Anhang D der

EWG—VONr" 3 nicht aufgeführt ist (vgl° Arts 5 und 6 der
_

ENG—V0Nr° 3}, In Art. 1 der_Dritten Zusatzvereinbarung zum

Allgemeinen deütsch-belgischen Abkommen - so Wurde im Be—
'

schlUß weiter dargelegt —wird ziqar’u‚a° auf den Art„ 49 des
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.—6——

- Allgemeinen Abkommens verwiesen; insoweit ist diese Vor-

schrift jedöch durch die entsprechende Bestimmung des

"Gemeinschaftsf‘echts - Art. 47 der“ EWG—VONr., 3 - ersetzt
werden (siehe dazu Nr° 1 der Allgemeinen Bemerkungen zum

„ Anhang D der EWG;VO Nr° 3)° Dieser Auffassung des er-
"kennenden Senats, daß nämlich "im vorliegenden Fall

_
Artikel 47 der Verordnung Nr° 3 anzuwenden sei", hat die

I_Kommission der Europäischen Gemeinschaften zugestimmt,
fgwie sich aus S. 6 des Urteils des EuGH ergibt° Auch der‘_

EuGH ist ersichtlich von einer solchen Rechtslage aus->‚f

- gegangen (vgl° auch S° 4 des Urteils des EuGH) und hat '

.demnach nur die Frage geprüft und entschieden, wie
„*‚Art, 47 der EWG-VONr. 3 in ei nem Fall der

vorliegenden

Art auszulegen ist. Wenn die Kläger nun darauf beharren‚f

daßnicht'Arte 47 der EWG—VONm 3, sondernArt. 49des
Allgemeinen deutsch—belgischen Abkommens anzuwenden sei,

‚weil er in Art. 1 der hierzu ergangenen, grundsätzlich
*weitergeltenden Pritteg_Zusat2vereinbarung genannt sei,

so muß darauf hingewiesen werden, daß diese Zusatz— '

vereinbarung nur bestimmt, daß die dort genannten

Artikel (darunterauchArt., 49)_"bereits mit Wirkung
vom_l. Oktober 1944 an"kjelten'sollen° Dieses Art. 1,

bedurfte es, weil die Dritte Zusatzvereinbarung Eggb;,. ‚‘
lgahlyggen "für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Ab—9

_fkomméns" vorsah. In dieser Vorverlegung der Geltungs-
'

dauer erschöpfte sich Art° 1 dieser Vereinbarung° Im

vorliegenden Fall ist jedoch nicht streitig, was vorj

'dem Inkrafttreten desdeUtsch—belgischen Abkommens,
d.h. in der Zeit bis zurück zum 1° Oktober 1944 zu.5
gelten hatte, sondern

es geht nur darum, oob dieser.

Art. 49 auch nach dem Inkrafttreten des Art° 47 der
EWG—VONr. 3, d. h° nach dem 1 Oktober 1958, noch ge—

gelten hat (vgl. Art° 56 EWG—VONr° 3). Dies war aus
den oben ddrgele9ten Gründen zu vernéinen° Bei dieser

Sachlage konnte dahinstehen, ob die deutsche Übersetzung

-_des Art. 49 des Allgemeinen Abkommens in dem von den '
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7K1ägern genannten Sinne gegenüber_dem französischen Text

’]"unrichtig" ist oder ob es sich nur um einen anderen Aus-

'druck handelt, der den Sinn des französischen Textes präziser

.'wiedergibto ‘ '

'; Der zur Auslegung des hier maßgebenden Art° 47 der EWG—VO

"Nr„ 3 bzw° der hier streitigen Rechtsfrage berufene EuGH hat“

entschieden, daß eine Verbindungsstelle, wie sie in Art° 3

der Verordnung Nr„ 4 vorgesehen ist, auch dann als eine ent—

‘ sbrechende sonstige Einrichtung im Sinne von Art° 47 der
_Verordnung Nr‚ 3 angesehen werden kann, wenn es um die Ein—

legung eines Rechtsmittels geht; er hat aber die Einschrän-

kung gemacht, daß — von Ausnahmen abgesehen - dieser Artikel
'} keine Anwendung finden kann, wenn der Betroffene in dem

"Mitgliedstaat‚ dessen Rechtsvorschriften anzuwenden sind,

für die Einreichung seiner Anträge, Erklärungen oder Rechts—
mittel durch einen Bevollmächtigten, z B einen Rechtsanwalt'

vertreten iSt° In einem solchen Fall ist somit die Rechts- '
mittelfrist nur dann gewahrt, wenn das Rechtsmittel vor deren

Ablauf nicht bei der Verbindungsstelle, sondern bei dem

nationalen (deutschen) Gericht eingegangen ist„ Ein solcher '

Sachverhalt ist hier gegeben. Daßhier_ein Fall der vomEuGH.
erwähnten "Ausnahmen“_vorläge, ist in den Urteilsgründen des'

EuGH nicht angedeutet° Auch der erkennende Senat.vermag eine

solche Au$nahme'im vorliegenden Fall nicht festz1.Istellen°

'
Die Kläger sind im Verfahren vor dem SG Köln durch die

'Rechtsanwälte Dreso Oberle I und II vertreten gewesen;
diesen

\ist auch das Urteil des' SG Köln vom 5 Juni 1972 (am
.

1° August 1972) zugestellt worden° Ihnen waren die Verhält—l_g

niSse in der Bunde$republik bekannt, eine Verwechslung Von '

'"Verwaltungsbehörden und Gerichten" (vgl° S° 10 des Urteils-

? des EuGH) konnte ihnen nicht uhterlaufen° Hinzu_kommt‚ daß "

das SG—Urtéil eine eingehende Rechtsmittelbelehrung ent;

_
hielt„ Die Rechtsanwältehätten sonach- ebensowie die für’__
die Kläger zunächst tätig gewordenen belgischen Ministerien e

‚
_

entsprechend der im SG?Urteil (S, 11) enthaltenen Rechtsi '
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m1ttelbelehrung “Berufung
beim

Landess021alger1cht
des

Landes Nordrhe1n-Westfalen _in. 43 Esse'n Zweigertstraße 54,
i'nn_erhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils '

schriftlich oder zur
NiéderSChr'ift des Ürk_undsbeamten

der GesehäftsSte_lle einlegen" 'können„' Die Bér_ufungs—_"‘

‚frist würde danach _auch gewahrt gewesen sein ‚_"wenn die

Eihlegung der Berufung innerhalb dé'f Frist mündlich zur
Niederschrift des_ Urkühdsbeemten der' Géschäfts$telle- 'des

Sozialgerichts in Köln, An den Dom1n1kanern 2,erklärt"‘

_WOrden _wäre. Da diese Rechtsm1ttelbelehrung der Vor—'

schrift_ des 5 151_ SGG entspricht und
- wie bereits im

Beschluß vom 15_. Mai 1974 dargelegt —
'nicht e_twa unrichtig

im_ Sinne des 5_66 SGG is_t, wäre die Berufungsfrist nur
dann eingehalten gewesen, wenn_' das' Rechtsmittel beim LSG
'nicht erst am 7. September 1972,. sondern bereits"

am
Freitag, dem 1 September' 1972 e1ngegangen wäre. Dies ET

hätten_ die Revisionskl'äger bzw, die_ für sie tätig ge-
'wo'rdenén Personen erkennen' können' "u'nd müssen. Die Berufungs—

frist ist 'daher‚ wie das LSG zutreffend _festgestellt hat,

versäumt.

.Das LSG ist
auf

die Frage, ob gege'n d'ie.
Versäumung der

'Berufungsfrist
'die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

.zu gewähren ist, _nich_t_ eingegangen. Da_ die versäumte_._

Rechtshandlung haChgehÖlt werden ist_{ 'könnte die Wieder-'

_e1nsetzung auch ohne Antrag gewahrt werden (vgl° 5 67 '

Abs. 2 letzter Satz .SGG). AhgesiChts der klaren Rech ts-_

mittelbéléhrung 'kann' jedoCh nieht fes'tgestellt werden,
_

daß die Kläger ohne Versch ulden verhindert géwé$en se'ien,

die' __Berufungsfrist einzuha'lten (@ 67_ADS° 1 SGG)° Auf
__ei‘_neh_etwaigen Rechtsirr'tum könn'ten_ sich die Kläger gegen—

üDer der 'richt_ig_en Rechtsm1ttelbelehrung nicht mit Erfölg_
Derufen° Von einem gewissenhäfteh Prozeßfuhrenden, der Die

im prozessualen Verkehr erforderliche Sorgfalt
beaCht_e't

'(__vg"l° Peters—Sautter—wolff, KOmmehtar zur
Sozialgerichts—'

Darkei'_t' _4° Aufl_., Anm.-213 zu 5 67 SGG)'
— hier den -f*
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_ 9 _

Ministerien bzw° Rechtsanwälten - muß vielmehr erwartet wer—
den, daß er sich auch bei bestehenden Zweifeln zunächst an die

vom Gericht erteilte Rechtsbehelfsbelehrung hält° Sollte sich

diese als unrichtig erweisen, so geht der Prozeßführende kein

Risiko ein, 3-1eilsichdanngemäß5 66Abs.,2 secdie Rechts-—.mittelfrist ohne weiteres auf ein Jahr verlängert„ Daß andere

unverschuldete Hinderungsgründe vor9elégen hätten (die Rechts—s

mitte15chrift ist von der deutschen Verbindungsstelle, bei der,

sie erst nacthristablauf eingegangen ist, unverzüglich

weitergeleitet worden ; vglo'dazu die Ausführungen unter I),\

ist nicht ersichtlich und auch von der Revisiön nicht geltend

gemacht worden. ' '

Naeh alledem war das angefdchtene Urteil des LSG im Ergebnis

zu bestätigen° ' : . '

’
Bei der Entscheidung über die Kosten des Revisionsvetfahrens,

die sich auch auf die vor dem EuGH entstandenen Kosten er—
streckt (vgl° S° 11 seines Urteils}, war zu berücksichtigen,

daß die Revisionskläger im vorliegenden Verfahren unterlegen

sind (5 193 Abs° 1 SSG); % 193 Abs° 4 366 kam deshalb nicht
zum Zuger-Ü . ‚ . ‚„ „ ‚ , „_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

